
Pfandrecht an Rechten §§ 1257—1277

(2) Auf das Pfandrecht an Rechten finden dieVorschrif- 
ten über das Pfandrecht an beweglichen Sachen ent­
sprechende Anwendung, soweit sich nicht aus den §§ 1274 
bis 1296 ein anderes ergibt. Die Anwendung der Vor­
schriften des § 1208 und des § 1213 Abs. 2 ist ausgeschlossen.

§ 1274
(1) Die Bestellung des Pfandrechts an einem Rechte er­

folgt nach den für die Übertragung des Rechtes geltenden 
Vorschriften. Ist zur Übertragung des Rechtes die Über­
gabe einer Sache erforderlich, so finden die Vorschriften 
der §§ 1205, 1206 Anwendung.

(2) Soweit ein Recht nicht übertragbar ist, kann ein 
Pfandrecht an dem Rechte nicht bestellt werden.

§ 1275
Ist ein Recht, kraft dessen eine Leistung gefordert wer­

den kann, Gegenstand des Pfandrechts, so finden auf das 
Rechtsverhältnis zwischen dem Pfandgläubiger und dem 
Verpflichteten die Vorschriften, welche im Falle der Über­
tragung des Rechtes für das Rechtsverhältnis zwischen dem 
Erwerber und dem Verpflichteten gelten, und im Falle einer 
nach § 1217 Abs. 1 getroffenen Anordnung die Vorschrift 
des § 1070 Abs. 2 entsprechende Anwendung.

§ 1276
(1) Ein verpfändetes Recht kann durch Rechtsgeschäft 

nur mit Zustimmung des Pfandgläubigers aufgehoben 
werden. Die Zustimmung ist demjenigen gegenüber zu 
erklären, zu dessen Gunsten sie erfolgt; sie ist unwider­
ruflich. Die Vorschrift des § 876 Satz 3 bleibt unberührt.

(2) Das gleiche gilt im Falle einer Änderung des Rechtes, 
sofern sie das Pfandrecht beeinträchtigt.

§1277
Der Pfandgläubiger kann seine Befriedigung aus dem 

Rechte nur auf Grund eines vollstreckbaren Titels nach 
den für die Zwangsvollstreckung geltenden Vorschriften 
suchen, sofern nicht ein anderes bestimmt ist. Die Vor­
schriften des § 1229 und des § 1245 Abs. 2 bleiben unberührt.
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